
 
 

1 
 

Wahlprüfsteine zur Landtagswahl in Hessen 2018  
Bundesverband Deutscher Milchviehhalter e.V. 
 

I. Milchmarkt 

1. Wie steht Ihre Partei nach den Erfahrungen aus den vergangenen Milchmarktkrisen den 

Forderungen der Milchviehhalter nach einer Erweiterung des Sicherheitsnetzes für den EU-

Milchmarkt um zeitlich befristete Mengenbegrenzungsmaßnahmen im Falle schwerer 

Marktverwerfungen gegenüber? 

Wir Freie Demokraten lehnen zentralverwaltungswirtschaftliche Mengenregulierungen grundsätzlich 

ab. Wir wollen auch keine befristeten Mengenbegrenzungen, welche nur die Symptome eines nicht 

reibungsfrei funktionierenden Marktgeschehens vertagen. Wir Freie Demokraten stehen stattdessen 

für eine liberale Ordnungspolitik, die im Milchsektor endlich grundlegende Hürden für eine 

marktwirtschaftliche Mengenregulierung durch den Preismechanismus beseitigt und 

wettbewerbsverzerrenden Konzentrationen von Marktmacht in der gesamten Wertschöpfungskette 

Grenzen setzt. 

 

2. Sieht Ihre Partei die Verantwortung für die entsprechende Anpassung der Angebotsmenge an 

die Nachfrage in Marktkrisenphasen alleine in der Branche? 

Wir Freie Demokraten sehen eine ordnungspolitische Verantwortung des Gesetzgebers dafür, den 

marktwirtschaftlichen und mengenregulierenden Preismechanismus in der gesamten 

Wertschöpfungskette funktionsfähiger zu machen als er derzeit ist. Nicht zuletzt das 

Bundeskartellamt hat diesbezüglich eine ganze Reihe von Problemen aufgezeigt, die sich unter 

anderem aus den starren genossenschaftsrechtlichen Lieferbeziehungen (Kombination aus 

Andienungs- und Abnahmepflicht), überzogenen Kündigungsfristen und einer problematischen 

Konzentration von Verhandlungsmacht im Lebensmitteleinzelhandel ergeben. 

 

3. Wie stehen Sie zur Gründung von Branchenverbänden/-organisationen? Wie ist aus Ihrer Sicht 

die „Branche“ zu definieren und welche Befugnisse müsste eine entsprechende 

Branchenorganisation Milch zugesprochen bekommen? 

Branchenorganisationen, die sich mit einer Verbesserung der Markttransparenz oder mit der 

Entwicklung marktkonformer Lieferbeziehungen befassen, könnten für den Milchsektor durchaus 

von Nutzen sein. Was wir Freie Demokraten jedoch entschieden ablehnen, ist die Vorstellung einer 
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kartellähnlichen Branchenorganisation zum Zwecke umfassender Mengenbündelungen oder 

Preisabsprachen. 

 

4. Wie sieht Ihre Partei die Haltung des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, in 

Milchmarktkrisenphasen den bisher vorhandenen Instrumenten des EU-Sicherheitsnetzes sowie 

einer Modernisierung der Lieferbeziehungen zu vertrauen? 

Wir Freie Demokraten sehen diese Haltung des Bundesministeriums für Ernährung und 

Landwirtschaft grundsätzlich als richtig an. Am Ende kommt es allerdings auf die einzelne Situation 

an. Gerade im Bereich der Dürrehilfen in diesem Jahr haben wir ein schnelles und effektives Handeln 

gefordert und unterstützt. 

 

5. Sehen Sie bei der Verbesserung der Marktstellung der Milchviehhalter politischen 

Handlungsbedarf in Form einer verpflichtenden Vorgabe von Vereinbarungen über Preis, Menge, 

Dauer und Qualität der gesamten Liefermengen oder ist das eine Aufgabe ausschließlich der 

Marktpartner? 

Der überwiegende Teil der Milcherfassung läuft in Deutschland über Genossenschaftsmolkereien. 

Wie bereits dargestellt gehören einige Regelungen im deutschen Genossenschaftsrecht daher 

dahingehend auf den Prüfstand, ob sie marktwirtschaftlichen Lieferbeziehungen zwischen Erzeugern 

und Molkereien im Wege stehen. Zeitlich befristete Liefervereinbarungen über Menge, Qualität und 

Festpreis könnten zum Beispiel ein Modell sein, dass den Erzeugern ebenfalls ein hohes Maß an 

Absicherung bietet, den Molkereien aber womöglich zugleich eine vermarktungsgerechtere und 

preisstabilere Angebotssteuerung ermöglichen würde als das bisherige Geflecht aus Andienungs- und 

Abnahmepflicht. Insofern sind gesetzgeberische Möglichkeiten zu prüfen. Die Marktteilnehmer 

wollen wir aber in diesem Zusammenhang nicht aus der Verantwortung entlassen, entsprechende 

Reformen auch selbst voranzutreiben. 

 

II. Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP 2020) 

1. Sieht Ihre Partei die Notwendigkeit, sich bei der Weiterentwicklung der GAP 2020 neben der 

langfristigen Sicherung der Agrargelder vor allem auch mit deutlichen Veränderungen in der 

Gemeinsamen Marktordung (GMO) zu befassen? 

Wir Freie Demokraten halten die Artikel 219 bis 222 der EU-Verordnung über die Gemeinsame 

Marktordnung noch immer für zu interventionsfreundlich und fordern hier mehr Mut zur 

Marktwirtschaft. 
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2. Wie bewertet Ihre Partei den vorliegenden Vorschlag der Kommission zur Weiterentwicklung 

der GAP 2020? 

3. Gibt es in Ihrer Partei Überlegungen, wie die GAP 2020 sozial gerechter gestaltet werden kann 

und die besonderen Leistungen der Tierhalter für die Vitalität der ländlichen Räume mehr 

Anerkennung erhalten? 

4. Ist Ihre Partei der Ansicht, dass die wirtschaftlichen Probleme der Landwirtschaft mit einer 

anderen Verteilung der Agrargelder/Direktzahlungen gelöst werden können? 

6. Welche Überlegungen gibt es in Ihrer Partei, den Erhalt von Agrargeldern zukünftig mit konkret 

zu benennenden Leistungen der Landwirtschaft für Umwelt-, Natur- und Klimaschutz zu 

verknüpfen? 

Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs werden die Fragen 2-4 und 6 gemeinsam beantwortet.  

Wir Freie Demokraten setzen uns im Rahmen der GAP für die Beibehaltung des bewährten 

Fördersystems aus erster und zweiter Säule ein. Wir halten an den Direktzahlungen fest und lehnen 

die Umschichtung weiterer Mittel von der ersten in die zweite Säule ab. Die in der zweiten Säule 

vorhandenen Mittel müssen stärker für die Förderung von Investitionen in umweltschonende 

Technik und tierwohlgerechte Ställe verwendet werden. Das Greening als Kopplung der 

Direktzahlungen an öffentliche Leistungen werden wir vor allem mit Blick auf Praktikabilität und 

Bürokratie kritisch begleiten. Insofern sind wir mit dem vorgelegten Vorschlag der Kommission noch 

nicht zufrieden. 

 

5. Gibt es in Ihrer Partei Gedanken, wie der mit der Beantragung der Agrargelder verbundene sehr 

große Bürokratie- und Kontrollaufwand abgebaut werden kann? 

Wir Freie Demokraten setzen uns für einen Bürokratieabbau ein. Die Landwirtschaft ist geprägt von 

Einzelverordnungen und Meldepflichten sowohl nationaler als auch europäischer Behörden. Wir 

wollen eine Verwaltung, die als Partner und nicht als Gegner der Landwirtschaft agiert und 

Verordnungen, die sich an der Berufspraxis der Landwirtschaft ausrichten. Darüber hinaus ist vor 

allem die Tiefe von Kontrollen auf ihre Verhältnismäßigkeit hin zu überprüfen. Wenn 

flächenbezogene Antragstellungen bis zur vierten Stelle hinter dem Komma überprüft werden, stellt 

sich die Frage, ob der Kontrollaufwand an dieser Stelle mögliche Zahlungsabweichungen nicht sogar 

übersteigt. 
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III. Wahrheit und Klarheit bei der Produktkennzeichnung 

1. Unterstützt Ihre Partei die Bestrebungen des BDM und seiner Mitglieder für eine klare Produkt- 

und Herkunftskennzeichnung? 

Wir Freie Demokraten wollen den mündigen Verbraucherinnen und Verbrauchern die notwendigen 

Informationen für eine freie und fundierte Entscheidung für Einkauf und Ernährung zur Verfügung 

stellen. Für uns gilt daher der Leitsatz „Was drin ist, muss drauf stehen". Deshalb möchten wir eine 

konsequente Prozesskennzeichnung für alle Lebensmittel und Konsumgüter. Produkte, die mit Hilfe 

von gentechnisch veränderten Organismen hergestellt werden, sind in diesem Sinne durch eine 

Positivkennzeichnung kenntlich zu machen. 

 

 

IV. Tierwohl 

1. Wie soll aus Sicht Ihrer Partei der anvisierte Umbau der Haltungssysteme zu mehr Tierwohl 

finanziert werden? 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine tiergerechte Haltung und Ernährung ein. Wünschenswerte 

Verbesserungen bei der Nutztierhaltung wollen wir durch eine gezielte Agrarinvestitionsförderung 

erreichen. Überzogene ordnungsrechtliche Vorgaben, die kleine und mittlere Betriebe überfordern 

und somit die Konzentration im Markt befördern, lehnen wir indessen ab. 

 

2. Wie steht Ihre Partei zur Vielzahl der sich auf dem Markt befindlichen Labeln? 

In der Tat gibt es auf dem Milchmarkt eine Vielzahl verschiedener Zertifizierungen mit 

unterschiedlichen Schwerpunkten (Herkunft, Wirtschaftsweise, Haltung usw.). Gewiss unterscheiden 

sich bei den Zertifizierungssystemen sowohl das jeweilige Maß an externer Kontrolle als auch die 

Aussagekraft. Wir Freie Demokraten sehen diesbezüglich jedoch keinen gesetzgeberischen 

Handlungsbedarf. 

 

3. Wie können Milchviehbetriebe, die vor allem in kleinstrukturierteren Regionen ihre Rinder noch 

in Anbindehaltung haben, in ihren Bestrebungen, die Haltungsbedingungen zu verbessern, durch 

die öffentliche Hand unterstützt werden? 

Die Anbindehaltung von Rindern ist ein Auslaufmodell, das hauptsächlich noch in kapitalschwächeren 

Betrieben zu finden ist. Wir Freie Demokraten wollen deshalb mit einer gezielten Ausrichtung der 
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Agrarinvestitionsförderprogramme Anreize für eine höhere Modernisierungsrate bei den 

Tierhaltungssystemen setzen. 

 

4. Bedarf es aus Sicht Ihrer Partei eines generellen Verbots der Anbindehaltung? 

Nein. Wie unter Frage IV.3 dargestellt betrachten wir Freie Demokraten die Anbindehaltung von 

Rindern auch mit Blick auf die gewandelten Präferenzen von Verbraucherinnen und Verbrauchern 

und Lebensmitteleinzelhandel als ein Auslaufmodell, das je nach Investitionsklima und 

Modernisierungsrate der Tierhaltungssysteme früher oder später verschwinden wird. Ein starres 

Verbot würde zum jetzigen Zeitpunkt viele kleine und mittlere Betriebe aus dem Markt drängen und 

ist daher abzulehnen. 

 

V. Novellierung Düngeverordnung 

1. Welche Anstrengungen will Ihre Partei unternehmen, die Wiedereinführung der 

Derogationsregel schnell zu ermöglichen? 

2. Wie steht Ihre Partei zu der Erweiterung von Ausnahmeregelung bezüglich der Festlegungen zu 

nach er DVO zu verwendenden Gülleausbringtechnik? 

Wegen des Sachzusammenhangs werden Fragen 1 und 2 gemeinsam beantwortet: Wir setzen uns  

für eine praxisgerechte und unbürokratische Umsetzung des Düngerechts in Hessen ein. Eine 

bedarfs- und standortgerechte Nährstoffversorgung ist die Grundlage des nachhaltigen Pflanzenbaus 

und der Weidehaltung. Wir werden die Landwirtschaft dabei unterstützen, die Nährstoffe so effizient 

wie möglich einzusetzen, ungewollte Verluste zu vermeiden und die Umwelt zu schonen. Dabei 

setzen wir vorrangig auf Beratung, Förderung von effizienzsteigernden Maßnahmen und freiwillige 

Kooperationen mit Wasserversorgern. Moderner Pflanzenschutz ist unverzichtbar, um qualitativ 

hochwertige Ernteprodukte zu sichern. Wir wollen die gute fachliche Praxis beim Einsatz moderner 

Wirkstoffe stärken und präzise Ausbringtechniken fördern, um unerwünschte Austrage zu 

minimieren. Eine ausreichende Palette an wissenschaftlich geprüften und sicherheitsbewerteten 

Wirkstoffen ist notwendig, um Resistenzbildungen zu vermeiden. Deshalb darf die Entwicklung und 

Zulassung neuer Wirkstoffe nicht weiter verschleppt werden. 

 

VI. Wolfsproblematik 

Wie steht Ihre Partei zu der Forderung, Problemwölfe umgehend zu entnehmen? 
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Wir fordern zum Schutz der Weidetierhaltung ein geordnetes Wolfsmanagement. Der Wolf sollte 

analog zur Zuordnung des Luchses ohne Zuweisung einer Jagdzeit dem Wildtierartenkatalog nach § 2 

Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes unterstellt werden. Dies würde den Wolf einerseits dem 

Geltungsbereich der Hegeverpflichtung nach § 1 des Bundesjagdgesetzes zuordnen und andererseits 

ein engmaschiges Monitoring ermöglichen. Bei verhaltensauffälligen Problemtieren muss eine rasche 

und rechtssichere Entnahme ermöglicht werden. 

 
 


